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— Drucksache 12/7466 — 


Steuererlaß des Freistaates Bayern in der Steuersache Eduard Zwick 
und Beteiligung des Bundes daran 


Der Freistaat Bayern hat im Jahre 1990 eine Steuerschuld des Steuer- 
schuldners Eduard Zwick und/oder seiner Unternehmen in Höhe von 
knapp 71 Mio. DM, abzüglich einer sofortigen Zahlung von 8,3 Mio. DM, 
erlassen. Daß es sich entgegen den Darstellungen des bayerischen 
Staatsministeriums der Finanzen um einen Erlaß und nicht um eine 
Niederschlagung handelt, ist bereits früher vom Bayerischen Obersten 
Rechnungshof festgestellt worden. Des weiteren hat inzwischen der 
Zweite Senat des Oberlandesgerichts München mit Beschluß vom 
20. April 1994 festgestellt, daß es sich beim Schreiben des bayerischen 
Finanzministeriums vom 28. November 1990 nicht um eine Niederschla- 
gung nach § 261 AO handelt. 

Bei den erlassenen Steuern handelt es sich um Gemeinschaftssteuern 
(Einkommens- und Körperschaftsteuern), die zur Hälfte dem Bund zu- 
stehen, Artikel 106 Abs. 3 GG. Diese Steuern werden zwar durch die 
Finanzbehörden des Freistaates Bayern verwaltet (Artikel 108 Abs. 2 
Satz 1 GG), die dabei aber im Auftrag des Bundes tätig werden (Arti- 
kel 108 Abs. 3 Satz 1 GG), und den Weisungen des Bundesministers der 
Finanzen unterstehen (Artikel 108 Abs. 3 Satz 2 i.V.m. Artikel 85 Abs. 3 
Satz 1 GG). Diese Bundesaufsicht erstreckt sich auf Gesetzmäßigkeit 
und Zweckmäßigkeit der Ausführung, wobei der Bundesminister der 
Finanzen zu diesem Zweck Bericht und Vorlage der Akten verlangen 
und Beauftragte zu allen Behörden des Freistaates Bayern entsenden 
kann (Artikel 85 Abs. 4 GG). 


Das Bundesministerium der Finanzen geht wie bisher davon aus, 
daß in dem in der Kleinen Anfrage angesprochenen Steuerfall die 
Steuern nicht erlassen, sondern niedergeschlagen worden sind. 
Im übrigen steht einer umfassenden Beantwortung der Fragen die 
Pflicht zur Wahrung des Steuergeheimnisses entgegen. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 
16. Mai 1994 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1. Wie hoch ist der dem Bund bisher infolge des Erlasses im Steuerfall 
Zwick entgangene Ausfall am Gemeinschaftsteueranteil? 


Dem Bundesfinanzmüiisterium liegen keine Anhaltspunkte dafür 
vor, daß es im Steuerfall Zwick zu einem endgültigen Steueraus- 
fall kommt. 


2. War oder ist ein drohender oder eingetretener Steuerausfail in dieser 
Größenordnung für den Bundesminister der Finanzen im allgemei- 
nen ein Anlaß, der jeweiligen Landesbehörde Weisungen gemäß 
Artikel 85 Abs. 3 GG zu erteilen oder im Rahmen der Bundesaufsicht 
gemäß Artikel 85 Abs. 4 Gesetzmäßigkeit und Zweckmäßigkeit eines 
Erlasses zu beanstanden, Bericht und Vorlage der Steuerakten zu 
verlangen oder einen Beauftragten an die zuständige Landes- 
behörde zu entsenden? 


Das Bundesministerium der Finanzen wirkt bei Billigkeitsmaß- 
nahmen mit, die diejenigen Steuern betreffen, die von den Lan- 
desfinanzbehörden im Auftrag des Bundes verwaltet werden. Ein- 
zelheiten sind in einem Schreiben des Bundesministeriums der 
Finanzen vom 10. Januar 1994 - IV A 8 - S 0457 - 1/94 - geregelt. 
Das Schreiben ist im Bundessteuerblatt 1994 I S. 93 veröffentlicht. 

Das Bundesministerium der Finanzen wird unabhängig von der 
Höhe eines befürchteten oder eingetretenen Steuerausfalls tätig, 
wenn dies erforderlich ist, um die Gesetzmäßigkeit und Gleich- 
mäßigkeit der Besteuerung sowie die Zweckmäßigkeit des Be- 
steuerungsverfahrens sicherzustellen. 


3. Falls dies kein Anlaß im Sinne der Frage 2 ist, ab welcher Größenord- 
nung macht der Bundesminister der Finanzen dann üblicherweise 
von seinen Weisungs- und Aufsichtsrechten und -pflichten Ge- 
brauch? 


Auf die Antwort zu Frage 2 wird verwiesen. 


4. Wann hat der jeweilige Bundesminister der Finanzen von der Steuer- 
schuld des Steuerschuldners Eduard Zwick und seiner Unterneh- 
men, von dessen Flucht in die Schweiz im Jahre 1982, von der Auf- 
hebung des Haftbefehls im Jahre 1987, vom Erlaß der Steuerschuld 
im Jahre 1990 und von der weiteren Behandlung der Steuersache 
erfahren, sei es auf dem Dienstweg, sei es aus den Medien oder 
aufgrund politischer und persönlicher Nähe zum dafür letztverant- 
wortlichen Bayerischen Ministerpräsidenten? 


Das Bundesministerium der Finanzen hat im Oktober 1993 durch 
Presseberichte davon erfahren, daß die Finanzverwaltung des 
Landes Bayern Steuern der Eheleute Zwick niedergeschlagen 
haben soll. Bundesminister Dr. Theo Waigel ist nicht „aufgrund 
politischer oder persönlicher Nähe" auf andere Weise informiert 
worden. 
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5. Was hat der jeweilige Bundesminister der Finanzen nach Kenntnis 
der einzelnen Vorgänge und bis heute unternommen, um gesetz- 
mäßiges und zweckmäßiges Vorgehen der zuständigen Finanzbe- 
hörden des Freistaates Bayern im Steuerfall Eduard Zwick von 
Anfang an zu sichern oder, wenn das nicht möglich war, im Sinne der 
Schadensminimierung nachträglich zu gewährleisten? 


Das Bundesministerium der Finanzen hat die Bundesbetriebsprü- 
fung in die Prüfung des Steuerfalles eingeschaltet. Das Bayerische 
Staatsministerium der Finanzen hat auf Anforderung des Bundes- 
ministeriums der Finanzen mehrfach berichtet. 


6. Haben der gegenwärtige Bayerische Ministerpräsident oder der 
gegenwärtige Bayerische Staatsminister der Finanzen nach öffent- 
licher Aufdeckung des Gesamtvorgangs bereits offizielle Verbin- 
dung mit dem Bundesminister der Finanzen aufgenommen und das 
weitere Vorgehen in der Steuersache Eduard Zwick beraten oder ab- 
gesprochen, oder wann wird das geschehen? 


Nein. 


7. Welche verfassungskonformen Schritte gegenüber dem Freistaat 
Bayern plant der Bundesminister der Finanzen in diesem Sinne? 


Das Bundesministerium der Finanzen ist bereits tätig geworden, 
vgl. die Antwort auf Frage 5. 


8. Wird der Bundesminister der Finanzen vor allem dafür sorgen, daß 
die Finanzbehörden des Freistaates Bayern die unbestrittene Dar- 
lehensforderung des Steuerschuldners Eduard Zwick gegen den 
Darlehensnehmer Gerold Tandler in Höhe von 200 000 DM bei deren 
Fälligkeit in Anbetracht des Bundesanteils daran zugunsten der 
Staatskasse pfänden und später beitreiben, oder will der Bundes- 
minister der Finanzen in dieser Hinsicht überhaupt nicht tätig 
werden? 


Das Bundesministerium der Finanzen ist tätig geworden, vgl. auch 
die Antwort auf Frage 5. 


9. Welche rechtlichen Unterscheidungskriterien bestehen zwischen 
einer Stundung, einem Erlaß und einer Niederschlagung von 
Steuern? 

Wie ist eine Vereinbarung zwischen der zuständigen Finanzbehörde 
und einem Steuerschuldner zu werten, in der die Finanzverwaltung 
in rechtlich bindender Form gegenüber dem Steuerpflichtigen auf 
die Zahlung rückständiger Steuern verzichtet, wenn der Steuer- 
pflichtige gewisse Bedingungen erfüllt? 


Durch eine Stundung wird die Fälligkeit einer Steuerzahlungs- 
schuld hinausgeschoben. Ein Erlaß führt zum endgültigen Er- 
löschen der Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis. Die Nie- 
derschlagung läßt die Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis 
unberührt. Die Erklärung einer Finanzbehörde ist so auszulegen, 
wie der Steuerpflichtige nach den ihm bekannten Umständen den 
materiellen Gehalt der Erklärung unter Berücksichtigung von 
Treu und Glauben verstehen konnte. 
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